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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom
03.05.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger hat mit Ausnahme der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen, die diese selbst zu tragen haben,
auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. Der Streitwert des
Berufungsverfahrens wird endgÃ¼ltig auf 30.421,15 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen
nebst Umlagen betr. die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1) â�� 10) fÃ¼r ihn in der
Zeit vom 01.01.2011 â�� 31.12.2014 i.H.v. 30.421,15 EUR. Der KlÃ¤ger ist Inhaber
eines Transport- und Logistikunternehmens. Im Jahr 2011 waren fÃ¼r ihn nach
seinen eigenen Angaben ca. 50 fest angestellte Fahrer tÃ¤tig. Die Fahrzeugflotte
umfasst ca. 40 Fahrzeuge. FÃ¼r den KlÃ¤ger sind in der Zeit vom 01.01.2011 â��
31.12.2014 u.a. die Hrn. M. S. , V. N. , H. P. , R. D. I. , J. M. R. , H. P. , R. S. , A. M. , H.
B. und K. K. , die spÃ¤teren Beigeladenen zu 1) â�� zu 10), tÃ¤tig geworden.
AnlÃ¤sslich einer BetriebsprÃ¼fung im Zeitraum vom 06.10.2015 â�� 11.01.2016
fÃ¼hrte die Beklagte schriftliche Befragungen der Beigeladenen durch. Mit
Ausnahme des Beigeladenen zu 1), der mit dem KlÃ¤ger einen
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Dienstleistungsvertrag geschlossen hatte, den er mit dem 19.05.2011 gekÃ¼ndigt
hatte, gaben die Beigeladenen durchgÃ¤ngig an, dass fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit als
(Aushilfs-)Kraftfahrer bzw. Kurierfahrer kein schriftlicher Vertrag geschlossen
worden sei und sie telefonisch, auftragsbezogen, fÃ¼r die TÃ¤tigkeit herangezogen
worden seien. Eine Verpflichtung des KlÃ¤gers, die Beigeladenen zu beauftragen
habe ebenso wenig bestanden, wie eine Verpflichtung der Beigeladenen, die ihnen
angetragenen AuftrÃ¤ge anzunehmen. Teilweise ist mitgeteilt worden, dass ihnen
eine Tour-Route ausgehÃ¤ndigt worden sei. Sie gaben ferner an, jeweils
Rechnungen an den KlÃ¤ger gestellt zu haben, in denen die Ã�bernahme einer Tour
pauschal oder nach den geleisteten Stunden (zu einem Stundensatz zwischen 8,00
EUR und 10,00 EUR) vergÃ¼tet worden sei. Ferner gaben sie an, ihnen sei vom
KlÃ¤ger ein Fahrzeug zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Ihnen sei jeweils die zu
absolvierende Tour vorgegeben gewesen. Ã�berwiegend haben die Beigeladenen
angegeben, kein unternehmerisches Risiko getragen zu haben, wobei vereinzelt
hierzu angefÃ¼hrt worden ist, ein dementsprechendes Risiko habe in der Haftung
fÃ¼r SchÃ¤den an den Fahrzeugen (i.H.d. Selbstbeteiligung) gelegen. Die
Beigeladenen legten hierzu auch die von ihnen an den KlÃ¤ger gestellten
Rechnungen vor. Im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung sichtete die Beklagte auch die
buchhalterischen Unterlagen des KlÃ¤gers.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers (Schreiben vom 11.01.2016), entschied die Beklagte
mit Bescheid vom 06.04.2016, dass ein Betrag i.H.v. 30.421,15 EUR nachgefordert
werde. BegrÃ¼ndend fÃ¼hrte sie aus, dass die BetriebsprÃ¼fung ergeben habe,
dass die Beigeladenen zu 1) â�� 10) aufgrund einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
versicherungspflichtig seien. Die Auswertung der vorliegenden Unterlagen habe
ergeben, dass die Auftragnehmer als Fahrer ausschlieÃ�lich fÃ¼r den KlÃ¤ger
tÃ¤tig seien und kein Eigenkapital einsetzten. Die fÃ¼r die AusfÃ¼hrung
notwendigen Fahrzeuge wÃ¼rden durch den KlÃ¤ger zur VerfÃ¼gung gestellt.
Gewerbeanmeldungen lÃ¤gen zwar vor, bezÃ¶gen sich jedoch nicht auf Kurier- oder
Transportdienste. Die Beigeladenen beschÃ¤ftigten keine eigenen Arbeitnehmer. Es
bestehe kein Anspruch auf Urlaub oder Lohnfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit.
Ebenso kÃ¶nnten AuftrÃ¤ge abgelehnt werden und bei Verhinderung werde keine
Ersatzkraft bestellt. Zwar sei die fÃ¼r die Beigeladenen bestehende MÃ¶glichkeit,
AuftrÃ¤ge anzunehmen oder abzulehnen ein Indiz fÃ¼r das Vorliegen einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Nehme der Auftragnehmer jedoch das ihm
angetragene Angebot an, Ã¼be er die TÃ¤tigkeit in persÃ¶nlicher AbhÃ¤ngigkeit
aus und werde nicht allein wegen der grundsÃ¤tzlich bestehenden
AblehnungsmÃ¶glichkeit zum selbststÃ¤ndig TÃ¤tigen. FÃ¼r die Beurteilung der
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit sei es unerheblich, dass die Beigeladenen zu 2), zu 3), zu
4), zu 5), zu 8) und zu 9) und zu 10) in anderen Bereichen selbststÃ¤ndig tÃ¤tig
seien. Die Beigeladenen hÃ¤tten als Fahrer in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
mit dem KlÃ¤ger gestanden und unterlÃ¤gen daher der Versicherungspflicht in der
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung sowie nach den Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung. Die BeitrÃ¤ge wÃ¼rden nunmehr, nebst den Umlagen U1 und U
2 sowie der Insolvenzgeldumlage, nachgefordert. In der Anlage zum Bescheid
schlÃ¼sselte die Beklagte die Nachforderung fÃ¼r jeden der spÃ¤teren
Beigeladenen betragsmÃ¤Ã�ig auf.
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Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 25.04.2016 Widerspruch. Er fÃ¼hrte hierzu aus,
dass die von der Beklagten fÃ¼r die Annahme abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse herangezogenen Merkmale, das fehlende
Eigenkapital, die bestehenden Gewerbeanmeldungen, der Nichteinsatz eigener
Mitarbeiter und das Nichtstellen einer Ersatzkraft nicht verfingen. Das Gesamtbild
der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen spreche vielmehr fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. So hÃ¤tten alle Beigeladenen Ã¼ber eigene GeschÃ¤ftspapiere
verfÃ¼gt, hÃ¤tten Daten in einschlÃ¤gigen Gewerberegistern im Internet hinterlegt
und Werbung fÃ¼r das eigene Unternehmen betrieben. Es sei ihnen im VerhÃ¤ltnis
zum KlÃ¤ger mÃ¶glich gewesen, von anderen Auftraggebern AuftrÃ¤ge
anzunehmen. Die Abrechnungen erfolgten Ã¼berwiegend pauschal pro Auftrag;
soweit nach Stunden abgerechnet worden sei, seien Pausen und Wartezeiten
herausgerechnet worden, weswegen auch Stundenabrechnungen einen pauschalen
Charakter aufwiesen. Der Stundensatz liege auch erkennbar Ã¼ber dem
Stundensatz eines angestellten Arbeitnehmers. Den Beigeladenen habe es
freigestanden, AuftrÃ¤ge des KlÃ¤gers anzunehmen oder abzulehnen. Eine
persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit der Beigeladenen zum KlÃ¤ger habe nicht bestanden.
Den Beigeladenen sei lediglich vorgegeben gewesen, das Transportgut an einem
definierten Tag von A nach B zu befÃ¶rdern. Zwar hÃ¤tten die Beigeladenen
Fahrzeuge des KlÃ¤gers genutzt, dies jedoch nur, um einen einheitlichen
AuÃ�enauftritt zu gewÃ¤hrleisten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28.06.2017 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers unter der BegrÃ¼ndung, dass nach einer GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde die, die fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung der Beigeladenen zu 1)
â�� 10) sprÃ¤chen, Ã¼berwÃ¶gen, zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 28.07.2017 Klage zum Sozialgericht Reutlingen (SG)
erhoben. Unter Wiederholung und Vertiefung des Vorbringens im
Widerspruchsverfahrens hat der KlÃ¤ger betont, dass die Beigeladenen zu 1) â��
10) ein unternehmerisches Risiko zu tragen gehabt hÃ¤tten, da sie eine Vielzahl von
Leistungen am Markt anbÃ¶ten, weswegen nicht auf ein Eigenkapital abzustellen
sei, sondern darauf, was sie insgesamt fÃ¼r ihr Unternehmen am Markt einsetzten.
Die Beigeladenen erhielten vom Auftraggeber ein Angebot, welches erst durch
Annahme zu einer vertraglichen Verpflichtung werde; die Bindung trete mit dem
Vertragsschluss ein. Erst der Vertragsschluss schaffe den rechtlichen Zwang, den
Auftrag auszufÃ¼hren.

Die Beklagte ist der Klage unter Verweis auf den angefochtenen Bescheid
entgegengetreten. Sie hat betont, die VergÃ¼tung sei Ã¼berwiegend in Form eines
festgelegten Stundenlohns und damit in Form einer definierten Entlohnung fÃ¼r
eine bestimmte Arbeit erfolgt; eine Gleichstellung mit einem unternehmerischen
Risiko liege nicht vor. Eine Eingliederung der Beigeladenen zu 1) â�� 10) in die
Betriebsstruktur des KlÃ¤gers ergebe sich bereits aus der Tatsache, dass die
Beigeladenen wegen des einheitlichen AuÃ�enauftritts fÃ¼r die
AuftragsausÃ¼bung auf die Fahrzeuge des KlÃ¤gers angewiesen gewesen seien.

Mit Beschluss vom 17.04.2018 hat das SG die Hrn. M. S. , V. N. , H. P. , R. D. I. , J. M.
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R. , H. P. , R. S. , A. M. , H. B. und K. K. notwendig zum Verfahren beigeladen.

Mit Urteil vom 03.05.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
seiner Entscheidung hat es auf die AusfÃ¼hrungen der Beklagten im
Widerspruchsbescheid vom 27.05.2014 (gemeint: 28.06.2017) verwiesen (Â§ 136
Abs. 3 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass die
TÃ¤tigkeit eines Lastkraftwagenfahrers bei Fahrten, die er mit einem fremden LKW
durchfÃ¼hrt, regelmÃ¤Ã�ig als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung einzustufen sei. Dies
gelte auch dann, wenn sie daneben, fÃ¼r andere Fahrten und AuftrÃ¤ge, Ã¼ber ein
eigenes Fahrzeug verfÃ¼gten. Auch sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die
Beigeladenen zu 1) â�� 10) teilweise konkrete Routenvorgaben erhalten hÃ¤tten
und der KlÃ¤ger teilweise selbst Ladungssicherungskontrollen durchgefÃ¼hrt habe
und hiernach seitens des KlÃ¤gers direkt auf die Art der AuftragsausfÃ¼hrung
Einfluss genommen worden sei.

Gegen das ihm am 04.06.2018 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 04.07.2018
Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt. Er halte, so
der KlÃ¤ger begrÃ¼ndend, an seiner Auffassung, die TÃ¤tigkeiten seien nicht in
einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis erbracht worden, fest. Der vom SG
aufgestellte Rechtssatz, die TÃ¤tigkeit eines Lastkraftwagenfahrers sei, wenn er die
Fahrten in einem fremden LKW durchfÃ¼hre, regelmÃ¤Ã�ig als abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung einzustufen, stehe der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG), maÃ�geblich fÃ¼r die Beurteilung sei das tatsÃ¤chlich gelebte
VertragsverhÃ¤ltnis, entgegen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 03.05.2018 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 06.04.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
28.06.2017 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. Sie fÃ¼hrt hierzu unter
Verweis auf den Inhalt des Bescheides vom 06.04.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.06.2017 aus, das angefochtene Urteil des SG sei
rechtlich nicht zu beanstanden. Soweit der KlÃ¤ger die von ihm als "Rechtssatz"
benannten EntscheidungsgrÃ¼nde angreife, verkenne dies bereits, dass das SG mit
der Formulierung "regelmÃ¤Ã�ig" deutlich gemacht habe, dass Ausnahmen
mÃ¶glich seien und deswegen kein Widerspruch zur Rechtsprechung des BSG
anzunehmen sei.

Mit Beschluss vom 16.07.2020 hat der Senat die fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) â�� zu
10) zustÃ¤ndigen SozialversicherungstrÃ¤ger zum Verfahren beigeladen.

Die Beigeladenen haben sich auch im Berufungsverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert und
auch keine AntrÃ¤ge gestellt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die bei der Beklagten gefÃ¼hrte
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Verwaltungsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 22.07.2020
geworden sind, sowie das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 22.07.2020
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) eingelegte
Berufung des KlÃ¤gers ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG
statthaft, da der Wert des Beschwerdegegenstandes bei einem streitigen
Nachforderungsbetrag von 30.421,15 EUR den erforderlichen Betrag von 750,- EUR
Ã¼bersteigt, und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Die Berufung fÃ¼hrt jedoch fÃ¼r den KlÃ¤ger inhaltlich nicht zum Erfolg. Das SG
hat die Klage zu Recht abgewiesen.

StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Bescheid vom 06.04.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.06.2017, mit dem die Beklagte den KlÃ¤ger zur
Nachentrichtung von BeitrÃ¤gen zur Renten-, Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung sowie Umlagen i.H.v. insg. 30.421,15 EUR fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1) â�� 10) in der Zeit vom 01.11.2011 â��
31.12.2014 herangezogen hat.

Der angefochtene Bescheid beruht auf Â§ 28p Abs. 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch
(SGB IV). Hiernach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den
Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach dem
SGB IV, die in Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag
entstehen, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen; sie prÃ¼fen insb. die Richtigkeit der
Beitragszahlung und der Meldungen (Â§ 28a SGB IV) mindestens alle vier Jahre. Im
Rahmen der PrÃ¼fung erlassen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung
Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern (Â§ 28p
Abs. 1 Satz 5 SGB IV; vgl. zur ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r den Erlass von
Nachforderungsbescheiden auch Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg,
Beschluss vom 29.07.2010 â�� L 11 R 2595/10 ER-B -, in juris).

Versicherungspflichtig in der Krankenversicherung nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V), in der Rentenversicherung nach Â§ 1 Satz
1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI), in der Arbeitslosenversicherung
nach Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) und in der
Pflegeversicherung nach Â§ 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch
(SGB XI) sind gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigte Personen.

Die hierzu korrespondierende Pflicht des Arbeitgebers zur anteiligen Tragung der
BeitrÃ¤ge folgt aus Â§ 249 Abs. 1 SGB V, Â§ 168 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI, Â§ 346 Abs. 1
Satz 1 SGB III und Â§ 58 Abs. 1 Satz 1 SGB XI. Die Verpflichtung zur Tragung der
Umlage 1 (Ausgleich fÃ¼r Arbeitgeberaufwendungen fÃ¼r Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall) und der Umlage 2 (Leistungen des Arbeitgeberzuschusses zum
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Mutterschaftsgeld) folgt aus Â§ 7 Abs. 1 des Gesetzes Ã¼ber den Ausgleich der
Arbeitgeberaufwendungen fÃ¼r Entgeltfortzahlung, die zur Tragung der
Insolvenzgeldumlage aus Â§ 359 Abs. 1 Satz 1 SGB III.

Nicht versicherungspflichtig nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 5 â�� Nr. 12 SGB V ist,
wer hauptberuflich selbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig ist. Versicherungsfrei in der
gesetzlichen Krankenversicherung und der Arbeitslosenversicherung (Â§ 7 SGB V
und Â§ 27 Abs. 2 SGB III) ist auch, wer eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung nach 
Â§Â§ 8, 8a SGB IV ausÃ¼bt. Die Pflicht zur Tragung von BeitrÃ¤gen bei einer
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung folgt aus Â§ 249b Abs. 1 Satz 1 SGB V.

Grundvoraussetzung fÃ¼r die Pflicht zur Zahlung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen ist das Vorliegen eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV ist
BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insb. in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis.
Auch wenn Â§ 7 SGB IV im Regelfall zwar an ein wirksames ArbeitsverhÃ¤ltnis
anknÃ¼pft, ist das Vorliegen eines Arbeitsvertrages oder dessen Wirksamkeit aber
nicht zwingend fÃ¼r das Bestehen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses (vgl. BT-
Drs. 7/4122 zu Â§ 7).

Die Frage, ob ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliegt, richtet sich ausschlieÃ�lich
nach dem materiellen Sozialversicherungsrecht; es steht nicht zur (vertraglichen)
Disposition der Beteiligten. Der Wille der Beteiligten kann weder die Beklagte noch
die Gerichte fÃ¼r die nach MaÃ�gabe des Â§ 7 Abs. 1 SGB IV vorzunehmende
statusrechtliche Beurteilung binden. Der Wille der Beteiligten stellt lediglich ein
Indiz fÃ¼r das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit dar, das im
Rahmen der GesamtabwÃ¤gung zu berÃ¼cksichtigen ist (vgl. BSG, Urteil vom
18.11.2015 â�� B 12 KR 16/13 R -; Urteile vom 29.07.2015 â�� B 12 R 1/15 R â��
und â�� B 12 KR 23/13 R -, alle in juris).

FÃ¼r die Annahme eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist erforderlich, aber auch
ausreichend, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist.
Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist das der Fall, wenn der
BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und
Art der Arbeitsleistung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt
(vgl. Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen
frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit sowie das Unternehmerrisiko
gekennzeichnet (vgl. etwa BSG, Urteil vom 29.08.2012, â�� B 12 KR 25/10 R -,
Urteile vom 29.07.2015, â�� B 12 R 1/15 R und B 12 KR 23/13 R, Urteil vom
18.11.2015, â�� B 12 KR 16/13 R -; Urteil vom 14.03.2018 â�� B 12 KR 13/17 R -,
alle in juris).

Ausgangspunkt der PrÃ¼fung sind die (der jeweiligen TÃ¤tigkeit
zugrundeliegenden) Vereinbarungen, die die Beteiligten â�� schriftlich oder ggf.
auch nur mÃ¼ndlich â�� getroffen haben. Diese Vereinbarungen dÃ¼rfen nicht
unwirksam, insb. nicht als ScheingeschÃ¤ft i.S.d. Â§ 117 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/359.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/27.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/8a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/249b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drs.%207/4122
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drs.%207/4122
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2016/13%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%201/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2023/13%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2025/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%201/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2023/13%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2016/13%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2013/17%20R
https://dejure.org/gesetze/BGB/117.html


 

zu qualifizieren sein. Auf Grundlage der getroffenen Vereinbarung ist sodann das
RechtsverhÃ¤ltnis â�� wertend â�� dem Typus der BeschÃ¤ftigung oder dem einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zuzuordnen, wobei zu berÃ¼cksichtigen ist, ob
besondere (tatsÃ¤chliche) UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon abweichende
Beurteilung notwendig machen (vgl. BSG, Urteil vom 18.11.2015, â�� B 12 KR 16/13
R -; Urteile vom 29.07.2015, â�� B 12 R 1/15 R â�� und â�� B 12 KR 23/13 R -, Urteil
vom 14.03.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� alle in juris). Die Zuordnung erfolgt nach
dem Gesamtbild der Arbeitsleistung, wobei nach der Rechtsprechung des BSG eine
Gewichtung und AbwÃ¤gung aller als Indizien fÃ¼r und gegen eine BeschÃ¤ftigung
bzw. selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechenden Merkmale der TÃ¤tigkeit im Einzelfall
vorzunehmen ist. Diese AbwÃ¤gung darf allerdings nicht (rein) schematisch oder
schablonenhaft erfolgen, etwa in der Weise, dass beliebige Indizien jeweils
zahlenmÃ¤Ã�ig einander gegenÃ¼bergestellt werden, sondern es ist in Rechnung
zu stellen, dass manchen UmstÃ¤nden wertungsmÃ¤Ã�ig grÃ¶Ã�eres Gewicht
zukommen kann als anderen, als weniger bedeutsam einzuschÃ¤tzenden Indizien.
Eine rechtmÃ¤Ã�ige GesamtabwÃ¤gung setzt deshalb â�� der Struktur und
Methodik jeder AbwÃ¤gungsentscheidung (innerhalb und auÃ�erhalb des Rechts)
entsprechend â�� voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls wesentlichen Indizien
festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die
Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und in dieser Gesamtschau
nachvollziehbar, d. h. den Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei,
gegeneinander abgewogen werden (so BSG, Urteile vom 24.05.2012, â�� B 12 KR
14/10 R â�� und â�� B 12 KR 24/10 R -, beide in juris).

Von diesen RechtsgrundsÃ¤tzen ausgehend ist der Senat, wie das SG, der
Ã�berzeugung, dass die Beigeladenen zu 1) â�� zu 10) in der Zeit vom 01.01.2011
â�� 31.12.2014 fÃ¼r den KlÃ¤ger in abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen
tÃ¤tig geworden sind.

Die Beigeladenen haben tatsÃ¤chlich Arbeitsleistungen erbracht, die dem KlÃ¤ger
zu Gute gekommen sind. Hierbei waren sie zur Ã�berzeugung des Senats in den
Betrieb des KlÃ¤gers eingegliedert und unterlagen dessen Weisungsrecht betr. Zeit,
Dauer, Ort und Art der Arbeitsleistung. Weisungsgebunden arbeitet, wer â�� im
Umkehrschluss zu Â§ 84 Abs. 1 Satz 2 Handelsgesetzbuch â�� nicht im
Wesentlichen frei seine TÃ¤tigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann.
Die EinschrÃ¤nkungen der Gestaltungsfreiheit mÃ¼ssen nicht auf einzelnen
Anordnungen des Arbeitgebers beruhen. Vielmehr kann die Weisungsbefugnis â��
vornehmlich aber nicht ausschlieÃ�lich â�� bei Diensten hÃ¶herer Art zur
dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfeinert sein. Eine dienende Teilhabe am
Arbeitsprozess im Sinne abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung liegt i.d.R. vor, wenn das
Arbeitsziel und der betriebliche Rahmen von dem Auftraggeber gestellt oder auf
Rechnung des Arbeitgebers organisiert werden. Sie kann selbst dann noch gegeben
sein, wenn lediglich der GeschÃ¤fts- oder Betriebszweck vorgegeben und es dem
BeschÃ¤ftigten Ã¼berlassen wird, welche Mittel er zur Erreichung der Ziele einsetzt
(vgl. Segebrecht, in: jurisPK-SGB IV, 3. Aufl. 2016, Â§ 7 Rn. 87 ff. m.w.N.).
Eigenverantwortlichkeit und inhaltliche Freiheiten bei der AufgabenerfÃ¼llung sind
erst dann ein aussagekrÃ¤ftiges Indiz fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit, wenn sie nicht mehr
innerhalb des Rahmens einer derartigen dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess zu
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verorten sind und insb. eigennÃ¼tzig durch den Auftragnehmer zur Steigerung
seiner Verdienstchancen eingesetzt werden kÃ¶nnen. Hingegen ist die TÃ¤tigkeit
noch Teil der dienenden Teilhabe, wenn sich beispielsweise Arbeitsort und/oder
Arbeitszeit bereits aus "der Natur der TÃ¤tigkeit" ergeben, also aus den mit der
vertraglich vereinbarten TÃ¤tigkeit verbundenen Notwendigkeiten (BSG, Urteil v.
18.11.2015 â�� B 12 KR 16/13 R -, in juris, dort Rn. 29 ff.). Der betriebliche Rahmen
i.d.S. wird bei einer FahrertÃ¤tigkeit auch und insb. dadurch bestimmt, dass bzw. ob
ein Fahrer fÃ¼r die von ihm zu verrichtenden Aufgaben ein eigenes Kraftfahrzeug
nutzt. Obschon die TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer sowohl im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 19.08.2003 â�� B 2 U
38/02 R â�� und vom 22.06.2005 â�� B 12 KR 28/03 R -; Urteil des erkennenden
Senats vom 05.04.2006 â�� L 5 KR 5313/04 -, alle in juris) als auch im Rahmen
einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit (vgl. BSG, Urteil vom 27.11.1980 â�� 8a RU 26/80
-; LSG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 13.09.2007 â�� L 5 R 5/06 -;
Bayerisches LSG, Urteil vom 17.11.2006 â�� L 5 KR 293/05 -, alle in juris)
ausgeÃ¼bt werden kann, ist fÃ¼r die Statusabgrenzung daher sowohl nach der
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) als auch nach der
Rechtsprechung des BSG maÃ�gebend, ob ein eigenes Fahrzeug genutzt wird (BSG,
Urteil vom 22.06.2005 â�� B 12 KR 28/03 R -; Urteil vom 19.08.2003 â�� B 2 U
38/02 R â�� beide in juris). Wird dagegen kein eigenes Transportmittel benutzt,
spricht dies entscheidend fÃ¼r eine Eingliederung in den Betrieb des
Auftraggebers. In einem solchen Fall hat der Fahrer weder rechtlich noch
tatsÃ¤chlich die MÃ¶glichkeit, Fahrten auf eigene Rechnung fÃ¼r andere Kunden
durchzufÃ¼hren. Hierbei ist wiederrum einzig auf die einzelnen ArbeitseinsÃ¤tze
abzustellen (BSG, Urteil vom 28.05.2008 â�� B 12 KR 13/07 R -, in juris, dort Rn.
26). Ob er hingegen auch fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig war, ist nicht
entscheidend. Abzustellen ist daher nur auf die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1)
â�� 10) fÃ¼r den KlÃ¤ger im hier streitigen Zeitraum. Da die Beigeladenen hierbei
ausschlieÃ�lich im Eigentum des KlÃ¤gers stehende Fahrzeuge genutzt haben, ist
bereits deswegen von einer Eingliederung in die Arbeitsorganisation des KlÃ¤gers
auszugehen. Ã�berdies erfolgten die jeweiligen Fahrten der Beigeladenen zum
Zwecke der ErfÃ¼llung einer jeweils vom KlÃ¤ger gegenÃ¼ber seinen
Auftraggebern Ã¼bernommenen Verpflichtung, um dessen Verdienstchancen zu
realisieren. Die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen diente hiernach dem betrieblichen
Interesse des KlÃ¤gers, weswegen der Senat davon Ã¼berzeugt ist, dass die
Beigeladenen in die betriebliche Organisation des KlÃ¤gers eingegliedert gewesen
sind. Da ihnen auch kraft der Natur des Auftrages vorgegeben gewesen ist, welche
Touren sie zu fahren haben und welche GÃ¼ter geliefert bzw. bewegt werden
mÃ¼ssen, bestand auch eine Weisungsgebundenheit der Beigeladenen
gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger. Darauf, dass der KlÃ¤ger bei einzelnen Beigeladenen
darÃ¼ber hinaus auch Ladungskontrollen durchgefÃ¼hrt hat, kommt es nicht
entscheidungserheblich an, weshalb weitere Feststellungen hierzu entbehrlich sind.

Die Beigeladenen hatten mit ihren TÃ¤tigkeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger auch kein
maÃ�gebliches unternehmerisches Risiko zu tragen. MaÃ�gebendes Kriterium fÃ¼r
das Vorliegen eines Unternehmerrisikos ist, ob eigenes Kapital oder die eigene
Arbeitskraft auch mit der Gefahr des Verlustes eingesetzt wird, der Erfolg des
Einsatzes der sÃ¤chlichen oder persÃ¶nlichen Mittel mithin ungewiss ist und diesem
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Risiko auch grÃ¶Ã�ere Freiheiten in der Gestaltung und der Bestimmung des
Umfangs beim Einsatz der eigenen Arbeitskraft gegenÃ¼berstehen (BSG, Urteil
vom 25.04.2012, â�� B 12 KR 24/10 R -, in juris). AbhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte tragen
demgegenÃ¼ber das Arbeitsplatzrisiko, das in der Gefahr besteht, bei
wirtschaftlichem Misserfolg des Unternehmens die Arbeitsstelle einzubÃ¼Ã�en bzw.
keine Entlohnung zu erhalten. Die Beigeladenen haben kein eigenes Kapital
eingesetzt. Auch erfolgte der Einsatz ihrer Arbeitskraft nach Annahme des Antrags
nicht unter der Gefahr eines Verlustes, da die VergÃ¼tung nach festen
StundensÃ¤tzen bzw. pauschal erfolgte. Im Ã�brigen gingen, selbst wenn man
vorliegend ein unternehmerisches Risiko darin erblicken kÃ¶nnte, dass die
Beigeladenen fÃ¼r SchÃ¤den an den Fahrzeugen bis zur Selbstbeteiligung gehaftet
haben, fÃ¼r die Beigeladenen damit jedenfalls keine grÃ¶Ã�eren Freiheiten in der
Gestaltung und der Bestimmung des Umfangs der TÃ¤tigkeit einher.

FÃ¼r abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigungen spricht ferner auch, dass die Beigeladenen am
Markt nicht als selbststÃ¤ndige Unternehmer, sondern als Teil des Betriebes des
KlÃ¤gers aufgetreten sind. I.d.S. ist klÃ¤gerseits angefÃ¼hrt worden, dass die
Nutzung firmeneigener Kraftfahrzeuge zwecks eines einheitlichen
Erscheinungsbildes erfolgt sei.

Der Umstand, dass die Beigeladenen Ã¼berwiegend ein Gewerbe angemeldet
hatten, ist vorliegend ohne maÃ�gebliche Aussagekraft. Eine Gewerbeanmeldung
kann nicht als wesentliches Indiz dafÃ¼r herangezogen werden, dass jemand
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen ist, denn eine Ã�berprÃ¼fung durch das
Gewerbeaufsichtsamt hinsichtlich des Vorliegens einer BeschÃ¤ftigung findet nicht
statt. Die Anmeldung eines Gewerbes und die VergÃ¼tung in Form von Rechnungen
setzen eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit voraus, begrÃ¼nden aber fÃ¼r sich allein
keine solche.

Auch die Vorenthaltung bzw. Nichtinanspruchnahme von gesetzlichen Rechten â��
bezahlter Urlaub und Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall â�� macht den
Arbeitnehmer nicht zum selbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tigen Unternehmer; die
Rechtsfolgen einer BeschÃ¤ftigung ergeben sich aus dem Gesetz und sind nicht
abdingbar.

FÃ¼r die sozialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung der
streitgegenstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit sind weitere TÃ¤tigkeiten der Beigeladenen fÃ¼r
andere Auftraggeber unerheblich. Hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht bei
AusÃ¼bung bestimmter TÃ¤tigkeiten findet grundsÃ¤tzlich eine
tÃ¤tigkeitsbezogene und nicht eine personenbezogene Beurteilung statt. Bei einer
Mehrheit von TÃ¤tigkeiten ist jede TÃ¤tigkeit in statusrechtlicher Hinsicht gesondert
zu wÃ¼rdigen (allgemeines Gebot isolierter sozialversicherungsrechtlicher
Betrachtung â�� vgl. BSG, Urteil vom 04.11.2009, â�� B 12 R 7/08 R -, in juris).

Da schlieÃ�lich der Wille des KlÃ¤gers und der Beigeladenen, jeweils kein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis begrÃ¼nden zu wollen, vorliegend
lediglich ein Indiz fÃ¼r das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit
darstellt, das im Rahmen der GesamtabwÃ¤gung wegen der ausgeprÃ¤gten
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Eingliederung der Beigeladenen in den Betrieb des KlÃ¤gers und des fehlenden
maÃ�geblichen unternehmerischen Risikos, jedoch nicht dazu fÃ¼hrt, eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit anzunehmen, erfolgte die TÃ¤tigkeiten der Beigeladenen
fÃ¼r den KlÃ¤ger vom 01.01.2011 â�� 31.12.2014 im Rahmen abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse, weswegen unter BerÃ¼cksichtigung geringfÃ¼giger
BeschÃ¤ftigungen bei den Beigeladenen zu 2) â�� zu 6) und zu 10) sowie daneben
bestehenden hauptberuflich selbststÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeiten bei den
Beigeladenen zu 2) â�� 5) und 8) â�� 10), was zwischen den Beteiligten nicht
streitig ist, und damit einhergehender (teilweiser) Versicherungsfreiheit in der
Kranken- und Pflegeversicherung sowie der Arbeitslosenversicherung,
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung
mit der Pflicht zur Tragung der BeitrÃ¤ge hierfÃ¼r, bestanden hat.

Deren HÃ¶he ist von der Beklagten zuletzt zutreffend festgesetzt worden.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine fehlerhafte Festsetzung der nachzuzahlenden BeitrÃ¤ge
sind dem Senat, auch in Ermangelung eines entsprechenden klÃ¤gerischen
Vortrages, nicht ersichtlich.

Der Bescheid der Beklagten vom 06.04.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.06.2017 ist hiernach rechtlich nicht zu
beanstanden; die Berufung des KlÃ¤gers gegen das klageabweisende Urteil des SG
vom 03.05.2018 ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§Â§ 154 Abs. 2, 162 Abs. 3
Verwaltungsgerichtsordnung. Es entspricht nicht der Billigkeit, dem KlÃ¤ger die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen aufzuerlegen, da diese keine
SachantrÃ¤ge gestellt und damit kein Prozessrisiko Ã¼bernommen haben.

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§ 52 Abs. 3 Gerichtskostengesetz.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 09.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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